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Kanton Solothurn, Stadt/RegionOlten,
Niederamt,Thal/Gäu

Kayofolgt seiner feinenNase
Mit speziell ausgebildeten Labrador-Spürhunden sucht die Transportpolizei gezielt nach Sprengstoff.

Lorenz Degen

Vor der SBB-Betriebszentrale
Mitte inOlten stehenzehnPylo-
nen in einer Reihe. In Nummer
drei hatHundeführer Bernhard
Oppliger ein Fläschchen mit
Sprengstoffversteckt.Christian
Zingg, Chef der Spreng-
stoff-Spürhunde, geht mit dem
angeleintenLabradorKayovor-
bei.Kayo schnuppert andenKe-
gelöffnungen und bleibt bei
Nummer drei stehen. Zingg
ziehtdasFläschchenhervorund
wirft Kayo einen Tennisball zu,
denderHund freudig schnappt.
«Das ‹Bälleli› ist für Kayo das
Grösste», erklärt Zingg. Spiele-
risch werden speziell ausge-
wählte Hunde zur Sprengstoff-
suche erzogen. Insgesamt neun
Hunde stehen bei der Trans-
portpolizei (TPO) für die
Sprengstoffsuche im Einsatz.
Die Hunde kommen von Züch-
tern,mitdeneneine langjährige
Vertrauensbasis besteht. Kayo
kamals zehnwöchigerWelpe zu
Zingg, bei dem er lebt und der
ihn trainiert. Hund und Halter
sind ein eingespieltes Team.

KayosAufgabe ist es, aufden
Bahnhöfen und in Eisenbahn-
wagennachmöglichenBomben
oder Munition zu suchen. Kayo
ziehtZinggdanndurchdieMen-
ge.DerHund bleibt ruhig, auch
wennesdieUmgebungnicht ist:
«EsgibtLeute, diewollenFotos
von ihm machen, Kinder strei-
cheln ihn gerne», berichtet
Zingg. Wenn Kayos feine Nase
auf einenGeruchanspricht, ver-
harrt er amOrt. «Erbeisst nicht
und stoppt niemanden. Dafür
gibt es andere Hunderassen,
Schäfer zum Beispiel.» Die Pa-
trouille kontrolliert dann die
Person, vonder einGeruchaus-
strömt.Dabei entpuppt sicheine
Situation manchmal auch als
harmlos: «Neulich hielt er bei
einer älterenDame an. Es stell-
te sichheraus,dass sie alsKunst-
malerin tätig ist undamVortrag
mitNitroverdünner hantierte.»
DennKayowittert auchZutaten

fürdie Sprengstoff-Herstellung.
Im Gespräch klären sich dann
solche Situationen. «Redenmit
den Leuten ist dasWichtigste»,
sagt Zingg.

Notrufzentrale rund
umdieUhrbesetzt
Die Transportpolizei ging aus
der ehemaligen Bahnpolizei
hervor undwurde 2011 gegrün-
det. 250 Mitarbeiterinnen und
Mitarbeiter sind auf 12 Stütz-
punkte über die ganze Schweiz
verteilt. Die TPO arbeitet sehr
eng mit den lokalen Polizeibe-
hörden und mit anderen Orga-
nisationenausdemSicherheits-
bereich wie dem Grenzwacht-
korps zusammen. In der
Betriebszentrale Mitte der SBB
befindet sich auch die Einsatz-
leitzentrale,wodieNotrufe ein-
gehen. Rund um die Uhr, das

ganze Jahr hindurch, sind Poli-
zistinnen und Polizisten bereit,
auf Hilfemeldungen zu reagie-
ren.Für interneNotrufevonden
SBB und den anderen ange-
schlossenenBahnengibt es eine
separateNummer, die externen
Anrufe laufenüberdieNummer
0800117 117.Eskannpassieren,
dassungewollterKontaktherge-
stellt wird, was gerade in den
S-Bahnen häufig vorkommt.
Wer aus Versehen den Notruf-
knopf drückt, löst sofort einen
Ruf aus, obwohl er eigentlich
nur die Tür öffnenwollte.

Liegt ein Notfall vor, kann
dieEinsatzleitzentrale dieHilfe
aufbieten, sei es durch eine Pa-
trouille, einen Rettungswagen
oder eine Ortung der Person.
Dies geschieht über einen Link,
der vonderhilfesuchendenPer-
son via SMS aktiviert werden

kann. Pro Jahr treffen etwa
180000Anrufeein, 37000Ge-
schäftsfälle wurden letztes Jahr
eröffnet. Bei strafrechtlichen
Delikten übernimmt dann die
jeweiligeKantonspolizei dieEr-
mittlungen.GesetzlicheGrund-
lagederTransportpolizei ist das
Bundesgesetz über die Sicher-
heitsorganederTransportunter-
nehmen imöffentlichenVerkehr
von 2010. Bis dahin hatte das
(mehrfach ergänzte) Bahnpoli-
zeigesetz von 1878 Bestand.

DasEinsatzgebietderTrans-
portpolizei umfasst das ganze
SBB-Netzmit seinen800Bahn-
höfen und Haltestellen sowie
den Zürcher Verkehrsverbund
undeinigePrivatbahnenwiedie
Schweizerische Südostbahn.
Ressourcenmanagement ist
oberstes Gebot. «Wir fokussie-
renuns aufdieBrennpunkte.Es

hat keinen Sinn, im Pendlerge-
wühl amMontagmorgen zu pa-
trouillieren. Freitagnacht und
Samstagnacht und die an-
schliessenden Frühzüge sind
Zeiten, wo wir besonders aktiv
sind», erklärtMajor AntonEm-
menegger, stellvertretender
Kommandant. Auch Taschen-
und Gepäckdiebstähle werden
gezielt bekämpft.NebstderPrä-
vention ist die Transportpolizei
auch inderDelikt-Aufarbeitung
tätig.

Einwichtiger Bereich ist die
Video-Auswertung indenZügen
geworden. Eine eigene Video-
gruppe sichert die Aufnahmen,
die sonst vom Gesetz her nach
72 Stunden gelöscht werden.
3300 Videoauswertungenwur-
den 2018 getätigt. Etliche Täter
konnten somitHilfe der Trans-
portpolizei überführt werden.

Probanden stellen sich für einen Test zur Verfügung. Labrador Kayo findet die mit Sprengstoff kontaminierte Tasche. Bild: Lorenz Degen

«EinabsolutesDesaster fürdieBetroffenen»
Die Schliessung der stationärenKinder- und Jugendpsychiatrie in SolothurnwirftWellen.

Der Entscheid der Solothurner
Spitäler AG soH, die stationäre
Kinder- und Jugendpsychiatrie
Ende Jahr zu schliessen, stösst
manchenorts aufUnverständnis
unddürfte auchnochdiePolitik
beschäftigen. «Ein absolutes
Desaster für die betroffenen
Kinder, FamilienundAngestell-
ten», enervierte sichKantonsrä-
tin Barbara Wyss Flück in den
sozialenMedien.Es ist damit zu
rechnen,dassdieFraktionsche-
fin der Grünen mit einem Vor-
stoss Rechenschaft verlangt.
Hier stehe auch der Kanton als
Eigner inderVerantwortung, so
Wyss.Wie geht es in dennächs-
tenMonatenbis zur Schliessung
der stationären Abteilung wei-
ter, wer bildete überhaupt die
Arbeitsgruppe, die den Ent-
scheidvorbereitete, undwerhat
sich dort aus welchen Gründen

für welche Variante ausgespro-
chen? Solche Fragenwill sie ge-
klärt haben, denn das sei heute
nicht einmal für das Kaderper-
sonal deskinderpsychiatrischen
Dienstsnachvollziehbar,wie sie
bei entsprechenden Kontakten
festgestellt habe.

Zur Mitverantwortung des
Kantons: «Der Entscheid ist in
enger Abstimmung mit dem
Eigentümer erfolgt», heisst es
dazu bei der soH. Auf Anfrage
bestätigtHeinrichSchwarz,De-
partementssekretärs des De-
partements des Innern, dass
man laufendüberdenEntschei-
dungsprozess informiert wor-
den sei. Hingegen ist nicht vor-
gesehen, dass derKanton in die
unternehmerischenEntscheide
der soH eingreift, diese könnte
theoretisch ganze Spitäler ohne
Zustimmung der Regierung

schliessen. Wobei: Es seien
schonklareErwartungenbezüg-
lich des Ausbaus der ambulan-
tenKinder- und Jugendpsychia-
trie zumAusdruckgebrachtwor-
den, so Schwarz. Dies betreffe
insbesondere den Aufbau eines
tagesklinischen Angebots, von
dem in der Mitteilung der soH
am Dienstag erst vage, unter
dem Begriff «gegebenenfalls»,
die Redewar.

31Vollzeitstellen,
50Mitarbeitendebetroffen
Obwohl sich Änderungen ab-
zeichneten, fielen manche Mit-
arbeitende der psychiatrischen
DiensteausallenWolken, als ih-
nen der Schliessungsentscheid
am Montag eröffnet wurde. Es
geht um 31 Vollzeitstellen, die
wegfallen. Betroffen sind nach
Auskunft der soH 50 Personen,

unter denen sich auch Zivil-
dienstleistende und Auszubil-
dende befänden. «Ob und wie
viele Kündigungen ausgespro-
chenwerdenmüssen, kannzur-
zeit nicht gesagtwerden»,hiess
es amDonnerstag. Die Gesprä-
che mit den Betroffenen seien
aber bereits in Gang und man
suchegemeinsamnachgeeigne-
ten langfristigen Perspektiven
bei der soHoder auchbei deren
Partnern. Ein Sozialplan sei
nicht nötig.

Was erstaunen mag: Noch
vor wenigen Jahren plante man
einen Ausbau des stationären
Angebots in derKinder- und Ju-
gendpsychiatrie in Solothurn,
ein Neubauprojekt wurde dann
zwar 2014 gestoppt, allerdings
aus rein finanziellen Gründen.
Warum ist heute nun die Ausla-
gerung nach Basel, Liestal und

Bern die bessere Lösung? Die
Rahmenbedingungen hätten
sichdefinitiv geändert, schreibt
die soHaufNachfragedazu, ge-
rade die stationäre Kinder- und
Jugendpsychiatrie befinde sich
besonders stark imUmbruch.Es
gebe keine finanziellen Gründe
für den Entscheid, wirtschaft-
lich betrachtet habe man in der
Kinder- und Jugendpsychiatrie
sogar ein gutes Jahr gehabt.
«Wir stellenhingegen fest, dass
sichdasPatientengut verändert,
so die soH weiter. Es bewege
sich inRichtung immerkomple-
xerer Krankheitsbilder, und da-
für seien grössere Zentren be-
treffend Infrastruktur, Fachkräf-
tenundspezifischenAngeboten
besser geeignet als die kleine
Klinik in Solothurn.

UrsMoser

DerBund lässt
sichnichtbeirren
Finanzausgleich Die Ansage
aus dem Kanton Solothurn war
ziemlich steil. Zwarkonzedierte
der Kanton, es habe bei der
Datenlieferung zu den Ergän-
zungsleistungen an den Bund
technische Probleme gegeben.
Konkret geht esdarum,dassdie
EFK dem Kanton laut Prüfung
derDatenbearbeitungdurchdie
VerwaltungseinheitenvonBund
undKantonenzumSchlusskam,
dass die Datenlieferung unge-
nügend war und vor diesem
Hintergrund finanzielle Konse-
quenzen angekündigt wurden.

WarderUmfangderReduk-
tion des Finanzausgleichs bis
dato unbekannt, zeigen die
Arbeiten der EFK nun, dass die
Absenkung des Armutsfaktors
rund einen Prozentpunkt aus-
macht und eine Verschlechte-
rungderFinanzausgleichsbeträ-
ge im laufenden Jahr um unge-
fähr 3,5Mio. Franken bewirkt.

Das will sich der Kanton
nicht bieten lassen. Er reagierte
scharf auf die Mitteilung der
EFKüberdiefinanziellenFolgen
undsprachnichtweniger als von
einemVerlust, der «nicht nach-
vollziehbar» sei. Erstens sei der
Unterschied zwischen kumu-
lierten und stichtagsbezogenen
Daten zu Personen und Fällen
nur gering. Zweitens erscheine
die Armutsquote auffallend
hoch und sei deswegen «nicht
repräsentativ».

Nun, auf Anfrage lässt sich
die EFK nicht beirren. Sie rich-
tet auf Anfrage aus, sie kom-
mentiere die Sache nicht.
Gleichzeitig verweist sie auf die
einschlägigen Passagen in der
vomKantonmoniertenPrüfung
derDatenbearbeitung.Ein Indiz
dafür, dass sichSolothurnkeine
übertriebenenHoffnungenma-
chen sollte. (bbr.)

Kommissiongegen
Steuerprivilegien
Steuergesetz II Diekantonsrät-
liche Finanzkommission (Fiko)
diskutierte mehrere Anträge
zumbestehendenSteuergesetz.
Beim Auftrag von Rémy Wyss-
mann (SVP, Kriegstetten) zur
Steuerehrlichkeit beidenStaats-
betrieben und beim fraktions-
übergreifendenAuftrag zurAb-
schaffung von Steuerprivilegie-
rungen, die ungerechtfertigte
Wettbewerbsvorteile verschaf-
fen, folgtdieFikodempräzisier-
tenAntragderRegierungaufEr-
heblicherklärung.

DieFiko istderAnsicht,dass
das Steuergesetz bezüglich der
Steuerprivilegierungen über-
arbeitet werdenmuss. EineDif-
ferenzierung zwischen der Auf-
gabenerfüllungvonhoheitlichen
Staatsaufgaben und gewerbli-
chenoder industriellenArbeiten
inBezugaufdieSteuerpflicht ist
gemäss Bundesgesetz möglich.
Ebenso ist eine Differenzierung
derSteuerpflichtbeigemeinnüt-
zigen, steuerbefreiten Institutio-
nen anzugehen. Die Regierung
hatteeineUmsetzungschonmit
der ersten Vorlage zur Steuerre-
formundAHV-Finanzierungge-
plant. Mit der Überweisung der
Aufträge könne dieDetailarbeit
und die politische Diskussion
nunfundiertaufgenommenwer-
den können, so die Fiko. (sks)


